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mit Antrag vom 05.01.2019 bitten Sie unter Hinweis auf das IFG um alle beim. |

BKA vorliegenden Unterlagender zuständigen obersten Bundes- und

LandesbehördenzudenKriterien nachs 30 Abs. 2 BKAG über die
„Verbundrelevanz“.

_ ÜberIhren Antrag wird gernäß ss 1Abs.1S.1,2 Nr. 1, 4,7 Abs. lund Abs.3

IFGwiefolgt entschieden: ee

1. .Der Antragwird abselehnt.
.2. Kosten werden nicht geltend gemacht.

Zul.

Ihr Informationsbegehren richtet sichnach $1Abs.15.1 IFG. Nach Maßgabe

dieses Gesetzes hat jeder gegenüber Behörden Anspruchauf .

Informationszugang, soweit dem nicht Versagüngsgründe enitgegehstähen.

' Namenitlich sinddieseein besonderesöffentliches Interesse oder die Belange

Dritter (vel. $$3-6SIEG). i

Das Gesetz über das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des

Bundes und derLänderin kriminalpolizeilichen Angelegenheiten (BKAG)ist

in seiner aktuellen Fassung am 25.05.2018 in Kraft getreten. Die Festlegung _

der in $ 30 Abs. 2 BKAG normierten Relevanzkriterien istst noch nicht

= abgeschlossen.
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Gemäß $ 4 Abs. 1.5.1 IFG besteht für Entwürfezu Entscheidungen sowie

‚Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung kein Anspruch |
. ‚auf Informationszugang. Durch diese Regelungwird der behördliche

. Mit freundlichen Grüßen -

Entscheidungsprozess geschützt.

Zune nl L
Gemäß $10Abs.1 IFG werden fürAmtshandlungennach diesem Gesetz

grundsätzlich Gebühren erhoben.Allerdingsist bei einfachenschriftlichen
Auskünften, der Ablehnungoder bei Zurücknahmeeines Antrags keine

.: Gebührenerhebung vorgesehen (vgl. Nr, 9 lit.g der Anwendingshinweise;
zumInformationsfreiheitsgesetz="Bek.d.BMIv21:11. 2005 --V:54-130 -

250/16).

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalb eines Monats nachseiner

Bekanntgabe Widerspruch erhobenwerden. Der Widerspruchist schriftlich

oder zur Niederschrift beim Bundeskriminalamt, Thaerstr. 11, 65193
Wiesbaden, einzulegen.

im Auftrag

  IFG-Sachbearbeitung


